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VORWORT 

Der demografische Wandel wird auch an Hessen nicht vorbei-

gehen. Bereits jetzt zeigen sich insbesondere in den ländlichen 

Regionen Nord- und Mittelhessens die Auswirkungen abneh-

mender Bevölkerungszahlen bei einer gleichzeitig älter wer-

denden Gesellschaft. Obgleich Bevölkerungsprognosen immer 

mit einer gewissen Unsicherheit behaftet sind, dürfte die Bevöl-

kerungszahl in Hessen im Jahr 2030 deutlich unter der Marke 

von 6 Millionen liegen. 

Der demografische Faktor muss daher grundsätzlich bei Festle-

gungen längerfristiger Entwicklungen und Entscheidungen für 

die Zukunft stärker einbezogen und mitgedacht werden. Aus 

diesem Grund entwickelt auch die Hessische Landesregierung 

ihre Demografie-Strategie kontinuierlich weiter. 

Mit dem aktuell vorliegenden 3. Demografie-Bericht gibt die Hessische Landesregierung einen 

Überblick über die aus landespolitischer Sicht zentralen Herausforderungen des demografischen 

Wandels und die grundlegenden strategischen Leitlinien einer demografieorientierten hessi-

schen Politik in wesentlichen Handlungsfeldern. Der Bericht zeigt außerdem, welche Maßnah-

men bisher ergriffen wurden, um negative Folgen zu vermeiden bzw. abzufedern sowie die mit 

dem Wandel verbundenen Chancen zu nutzen. 

Entscheidende Erfolgskriterien sind dabei Vernetzung und ein koordiniertes Handeln. Mit der 

Einrichtung der InterministeriÅÌÌÅÎ !ÒÂÅÉÔÓÇÒÕÐÐÅ ȵ$ÅÍÏÇÒÁÆÉÅȰ ÕÎÔÅÒ &ÅÄÅÒÆİÈÒÕÎÇ ÄÅÒ 3ÔÁÁÔs-

kanzlei hat die Hessische Landesregierung klare Strukturen für einen solchen ressortübergrei-

fenden Ansatz gelegt. 

Die Attraktivität Hessens, seine Wirtschaftskraft, seinen gesellschaftlichen Wohlstand und das 

soziale Miteinander werden wir nur dauerhaft erhalten, wenn es uns gelingt, den demografi-

schen Wandel positiv zu gestalten. Das setzt voraus, dass alle gesellschaftlichen Akteure ɀ Land, 

Städte und Kommunen, Bürgerinnen und Bürger ɀ gemeinsam daran arbeiten. 

Die Hessische Landesregierung hat dazu die Weichen gestellt und mit dem 3. Demografie-

Bericht ein Handlungskonzept für eine erfolgreiche Demografie-Politik vorgelegt. Dieses gilt es 

in den nächsten Jahren auch im Dialog mit allen gesellschaftlichen Kräften weiter auszubauen. 

 

 

 

Axel Wintermeyer 

Staatsminister, Chef der Staatskanzlei 

Demografie-Beauftragter der Hessischen  Landesregierung  
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1. EINLEITUNG 

ȵ7ÉÒ ×ÅÒÄÅÎ ßÌÔÅÒȟ ×ÅÎÉÇÅÒ ÕÎÄ ÂÕÎÔÅÒȰȢ 

Unter diesem Titel hat die Enquetekommis-

sion des Hessischen Landtags schon 2007 

ihren Abschlussbericht veröffentlicht, in 

dem die Auswirkungen des demografischen 

Wandels auf Hessen und die sich daraus 

ergebenden Herausforderungen für die zu-

künftige Landespolitik analysiert wurden. 

Sich mit der demografischen Entwicklung 

des Landes auseinanderzusetzen, heißt in 

Zeiträumen von 30-50 Jahren zu denken. 

Bevölkerungsvorausberechnungen sind 

dabei nur Modellrechnungen, die mit ver-

schiedenen Prämissen zu zukünftigen Ge-

burtenraten, Zu- und Abwanderungen und 

Lebenserwartung arbeiten. Je weiter man in 

die Zukunft blickt, desto ungewisser sind 

diese. Aber sie zeigen Trends auf und liefern 

der Politik wertvolle Hinweise auf anste-

hende Veränderungen und daraus resultie-

rende Konsequenzen. 

Durch die Erhöhung der Lebenserwartung, 

die geburtenstarken Jahrgänge und den 

positiven Zuwanderungssaldo spüren wir in 

Hessen bis jetzt noch verhältnismäßig we-

nig vom prognostizierten Bevölkerungs-

rückgang, aber in einigen Jahren werden die 

demografischen Folgen in Wirtschaft und 

Gesellschaft sichtbarer werden. 

Schrumpfung und Alterung der Gesellschaft 

sind kurz- und mittelfristig nicht aufzuhal-

ten, langfristigen Entwicklungen kann man 

nicht mit  schnellen und einzelnen Maßnah-

men begegnen. 

Die hessische Demografie-Strategie ist da-

her auch auf lange Dauer angelegt und wird 

kontinuierlich weiterentwickelt . Der demo-

grafische Wandel soll dabei als positive 

Herausforderung betrachtet werden, bei der 

nicht nur die Risiken, sondern vor allem das 

Gestaltungspotential und die sich daraus 

ergebenden Chancen im Vordergrund ste-

hen. Hessen bietet dafür gute Voraussetzun-

gen, denn Hessen hat eine hoch entwickelte, 

zukunftsfähige Wirtschaft und mit dem 

Rhein-Main-Gebiet eine der wirtschafts-

stärksten Regionen Europas. Hessen ist da-

mit für die Menschen attraktiv und gehört 

zu den Wanderungsgewinnern in Deutsch-

land.  

Bevölkerungsrückgang und sich wandelnde 

Bevölkerungsstrukturen werden in nahezu 

allen Politikfeldern eine Rolle spielen und zu 

Veränderungen führen. Neben zentralen 

Zukunftsthemen - Bildung und Innovation 

als Basis der Wohlstandssicherung und 

Wettbewerbsfähigkeit in einer globalisier-

ten Welt oder Klimawandel und nachhalti-

ger Umgang mit Ressourcen - ist der demo-

grafische Wandel eines der Themen, mit 

denen sich Politik und Gesellschaft gleich-

ermaßen auseinandersetzen und neue Ant-

worten finden müssen. 

Der demografische Faktor muss daher 

grundsätzlich bei Festlegungen langfristiger 

Entwicklungen und Entscheidungen für die 

Zukunft stärker einbezogen und mitgedacht 

werden. 

Die Hessische Landesregierung hat daher 

wesentliche Handlungsfelder identifiziert, in 

denen sie durch eine aktive Gestaltung und 

Begleitung Weichen für die Zukunft gestellt 

hat.  



 

4 

 

 

Angesichts der demografischen Herausfor-

derungen ist eine strategische Vernetzung 

der verschiedenen Politikbereiche notwen-

dig. 

Hessen hat mit der Benennung des Chefs 

der Staatskanzlei als Demografie-

Beauftragtem der Landesregierung im Jahr 

2004 und der Einrichtung einer intermini s-

teriellen Arbeitsgruppe Demografie unter 

Federführung der Staatskanzlei schon früh 

die Strukturen für ein ressortübergreifendes 

Handeln gelegt. Die Staatskanzlei ist auch 

nach außen ein sichtbarer Ansprechpartner 

für Demografie-Themen. 

So hat im Jahr 2008 die Hessischen Staats-

kanzlei mit 20 Gemeinden und Landkreisen 

in Hessen Demografie-Dialoge initiiert  und 

so eine Plattform geschaffen, auf der die 

lokalen und regionalen Akteure Ziele ver-

einbaren und Projekte entwickeln konnten, 

um den demografischen Wandel vor Ort zu 

gestalten. In zwei Praxisforen in den Jahren 

2008 und 2009, wurden aktuelle und kon-

krete Projekte aus Hessen zu den Themen  

ȵGenerationenübergreifende InitiativenȰ 

und ȵBeruf - Kinder - PflegeȰ vorgestellt. 

Nicht zuletzt mit der seit 2010 stattfinden-

den jährlichen Verleihung des mit insgesamt 

σπȢπππ Ό ÄÏÔÉÅÒÔen Demografie-Preises setzt 

die Staatskanzlei neue Impulse in den un-

terschiedlichen Handlungsfeldern, unter-

stützt aktiv innovative Ideen und neue Wege 

und erkennt das Engagement derjenigen an, 

die sich für die Zukunft des Landes stark 

machen. 

Zielgerichtete Demografie-Politik bedarf der 

Kontinuität. Der Demografie-Bericht des 

Demografie-Beauftragten der Landesregie-

rung setzt daher in seiner ressortübergrei-

fenden Ausrichtung die bisherige Berichter-

stattung der intermin isteriellen Arbeits-

gruppe Demografie fort . Er stellt gleicher-

maßen ein Handlungskonzept für die zu-

künftige Demografie-Politi k sowie einen 

Überblick über wesentliche demografierele-

vante Aktivitäten  der Ressorts dar. Weiter-

führende Informationen zu den einzelnen 

Aktivitäten sind in den jeweils zuständigen 

Ressorts zugänglich. Im Anhang sind dar-

über hinaus wesentliche weiterführende 

Konzepte der Hessischen Landesregierung 

aufgeführt.  

IM FOKUS DER HESSISCHEN DEMOGRAFIE-POLITIK STEHEN: 

ü An unterschiedliche n regionale n Bedürfnisse n ausgerichtete Entwicklungs - und 

Anpassungsstrategien für alle Regionen Hessens 

ü Aktive Gestaltung von kinder - und familienfreundlichen Rahmenbedingungen  

ü Aktivierung d er  Potentiale ältere r  Menschen und Verbesserung der  Rahmenbedi n-

gungen für ein selbstbestimmtes und eigenständiges Leben im Alter  

ü Anpassungsstrategien für den Arbeitsmarkt  
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2. BEVÖLKERUNGSPROGNOSEN / DATEN UND FAKTEN 

Sinkende Geburtenzahlen und eine zuneh-

mende Überalterung prägen das Bild der 

zukünftigen Bevölkerungsentwicklung in 

Hessen wie in den anderen Bundesländern. 

Die niedrige Geburtenhäufigkeit wird in 

Zukunft das Geburtendefizit (Differenz zwi-

schen Geburten und Sterbefällen) stark an-

schwellen lassen, so dass die erwarteten 

Zuwanderungen in ihrem Volumen immer 

weniger diese Lücke in der natürlichen Be-

völkerungsentwicklung werden schließen 

können. Abgesehen von geringen Schwan-

kungen errechnet sich für Hessen insgesamt 

eine seit Mitte der 70er Jahre stabile niedri-

ge Gesamtfruchtbarkeitsziffer (Total Fertili-

ty Rate) von rd. 1,4 Kindern je Frau. Dies 

bedeutet: 100 Frauen bringen im Durch-

schnitt nur 140 Kinder zur Welt. Dieser 

Wert wurde auch für den Projektionszeit-

raum bis 2050 als konstant angenommen.  

Gleichzeitig hat sich die Lebenserwartung 

der Bevölkerung in den letzten Jahrzehnten 

kontinuierlich erhöht. Seit 1970 ist sie für 

Neugeborene in Hessen jährlich um rd. 3 

Monate gestiegen, insgesamt also um etwa 

10 Jahre. Die Lebenserwartung eines heute 

geborenen Jungen beträgt rd. 77,5 Jahre, im 

Jahr 2050 werden es annähernd 84 Jahre 

sein. Ein heute geborenes Mädchen hat eine 

durchschnittliche Lebenserwartung von 

etwa 82 Jahren, im Jahr 2050 werden es 

über 88 Jahre sein. In den kommenden Jahr-

zehnten wird sich daher die Altersstruktur 

der Bevölkerung zunehmend zugunsten der 

älteren Jahrgänge verändern. Trotz weiter 

steigender Lebenserwartung wird die Zahl 

der Sterbefälle stetig ansteigen. Bei gleich-

zeitigem Geburtenrückgang öffnet sich die 

Schere damit deutlich, das Geburtendefizit 

erhöht sich von rd. 9.000 im Jahr 2011 auf 

22.400 im Jahr 2030 und auf 34.700 Perso-

nen im Jahr 2050. 

 

Geburten und Sterbefälle in Hessen von 1950 bis 2050  
(Statistik 1950-2011, Projektion 2012-2030 und Trend bis 2050) 

  

Quelle: HSL (Statistik), Hessen Agentur (Projektion und Trend in Anlehnung an die 12. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung).  
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Großräumige Wanderungsbewegungen 

über Ländergrenzen hinweg sind sehr stark 

von wirtschaftlichen und sozialen Faktoren 

abhängig, aber auch politische Ereignisse 

und Entscheidungen können von wesentli-

chem Einfluss sein. So sind die Zuwande-

rungen aus dem Ausland und aus den neuen 

Bundesländern kurz vor und nach dem Fall 

der Berliner Mauer Ende 1989 sehr stark 

angestiegen. Die Änderung der Asylgesetz-

gebung im Jahr 1993 und die sich Mitte der 

neunziger Jahre zuspitzende Strukturkrise 

der deutschen Wirtschaft haben in den Jah-

ren danach die Zuwanderungen wieder 

rasch abebben lassen. Der New-Economy 

Boom um die Jahrtausendwende ließ die 

Wanderungsgewinne abermals spürbar 

ansteigen. Allerdings fiel in den Jahren 2005 

bis 2008 die Wanderungsbilanz Hessens 

wegen verschiedener statistischer Register-

bereinigungen u.a. im Zuge der Einführung 

der Steueridentifikationsnummern sogar 

negativ aus. Im Jahr 2011 sind wieder gut 

32.000 Menschen im Saldo nach Hessen 

zugezogen, und nach den bisher vorliegen-

den Zahlen dürfte sich dies auch im Jahr 

2012 wiederholt haben. Dabei haben auf-

grund der Reise- und Niederlassungsfreiheit 

in der EU insbesondere die Zuzugszahlen 

aus Polen, Rumänien und Bulgarien stark 

zugenommen. Seit dem Jahr 2000 errechnet 

sich für Hessen ein durchschnittlicher jähr-

licher Wanderungsgewinn in Höhe von rd. 

10.000 Personen. Diese Zahl wurde auch in 

der Bevölkerungsvorausschätzung sowohl 

für den Projektionszeitraum bis zum Jahr 

2030 als auch in der Trendfortschreibung 

bis zum Jahr 2050 angenommen.  

 
 

Wanderungssalden in Hessen von 1 970 bis 2050  
(Statistik 1990-2011, Projektion 2012-2030 und Trend bis 2050) 

 

Quelle: HSL (Statistik), Hessen Agentur (Projektion und Trend in Anlehnung an die 12. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung) 
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Insgesamt dürfte die Einwohnerzahl Hes-

sens bis 2020 zunächst nur geringfügig zu-

rückgehen, im Jahr 2030 aber voraussicht-

lich deutlich unter der 6 Millionenmarke 

liegen. Im Jahr 2050 wird die Einwohner-

zahl mit den für dann erwarteten gut 5,5 

Mio. in etwa wieder auf den Stand der 70er 

und 80er Jahre des letzten Jahrhunderts 

zurückgefallen sein.  

 

 

 
Gesamtbevölkerung in Hessen von 1970 bis 2050 1 
(Statistik 1970-2011, Projektion 2012-2030 und Trend bis 2050) 

 

Quelle: HSL (Statistik), Hessen Agentur (Projektion und Trend in Anlehnung an die 12. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung) 

 

 

                                                             
1 Die Ergebnisse des Zensus 2011 wurden am 31.5.2013 veröffentlicht, eine Aktualisierung der koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung auf Basis der neuen Daten ist dementsprechend erst später zu 
erwarten. Daher wurden die neuen Daten hier noch nicht berücksichtigt. 
Die im Zensus ermittelte Bevölkerungszahl für Mai 2011 liegt in Hessen um 1,6 % niedriger als bislang 
angenommen. Die Fortschreibung des Zensus weist damit  zum 31.12.2011  5,994 Mio. Einwohner, zum 
30.9.2012  6,013 Mio. Einwohner in Hessen aus.  
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Weit dynamischer als bei den Einwohner-

zahlen insgesamt wird die zukünftige Ent-

wicklung mit Blick auf die altersstrukturelle 

Zusammensetzung der Bevölkerung verlau-

fen. Dies zeigt die folgende Abbildung, in der 

der nach Geschlecht und einzelnen Alters-

jahren differenzierte Aufbau der hessischen 

Bevölkerung für die Jahre 1990 (schwarze 

Linie) und das aktuell verfügbare Jahr 2011 

(grüne Balken für Männer und lila Balken 

für Frauen) sowie für die zukünftigen Jahre 

2030 (blaue Linie) und 2050 (rote Linie) 

übereinandergelegt wurde. Besonders deut-

ÌÉÃÈ ×ÉÒÄ ÄÁÂÅÉȟ ×ÉÅ ÄÅÒ ȵ'ÅÂÕÒÔÅÎÂÅÒÇȰ 

über die Zeit hinweg mit einem ausgepräg-

ten wellenförmigen Bewegungsablauf altert. 

Er wandert im Zeitablauf durch die einzel-

nen Altersgruppen: So lag die Spitze dieses 

Berges Anfang der 1970er beispielsweise 

bei der Altersgruppe der 6- bis unter 10-

Jährigen. Anfang der 1990er bildete die 

Gruppe der jungen Erwachsenen die mit 

Abstand am stärksten besetzten Altersjahr-

gänge. Im Jahr 2011 sind die Babyboomer 

etwa 47 Jahre alt, und um das Jahr 2030 

wird die Spitze dann die Altersgruppe der 

60- bis unter 65-Jährigen erreichen. Am 

Ende des Betrachtungszeitraums im Jahr 

ςπυπ ×ÅÒÄÅÎ ÁÌÌÅ ȵ"ÁÂÙÂÏÏÍÅÒȰ ÚÕ ÄÅÎ 

Hochbetagten zählen. 

Der Aufbau der hessischen Bevölkerung im Zeitverlauf  

 

Quelle: HSL (Statistik 1990,2011), Berechnungen: HA in Anlehnung an die 12. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung 
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Neben den zu erwartenden Veränderungen 

im Altersaufbau stellen auch die zum Teil 

erheblichen regionalen Unterschiede in der 

demografischen Entwicklung große Heraus-

forderungen bei der Bewältigung des demo-

grafischen Wandels dar.  

In der Vergangenheit haben sich z.B. Wan-

derungsgewinne regional auf den südhessi-

schen Verdichtungsraum und hier insbe-

sondere auf die großen Städte konzentriert. 

So nahm die Bevölkerungszahl von 2000 bis 

2011 im Regierungsbezirk Darmstadt um 

100.000 Personen bzw. um 2,6 % zu, wo-

hingegen die Einwohnerzahlen in den mitt-

leren und insbesondere in den nördlichen 

Landesteilen zurückgingen. 

Werden in den Modellrechnungen die regi-
onsspezifischen Besonderheiten bis zum 
Jahr 2030 (Projektion) bzw. 2050 (Trend) 
fortgeschrieben, bildet sich - wie auf den 
folgenden zwei Karten zu sehen - in Hessen 
ein markantes Nord-Südgefälle heraus.

 

Kartografische Darstellung der regionalen Bevölkerungsveränderungen von 2 011 bis 2030  

 

Quelle: Berechnungen der Hessen Agentur 
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Kartografische Darstellung der regionalen Bevölkerungsveränderungen von 2011 bis 2050  

 

Quelle: Berechnungen der Hessen Agentur 
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3. LANDESPOLITISCHE SPIELRÄUME  

Dem demografischen Wandel und seinen 

prognostizierten Folgen kann sich keine der 

politischen Ebenen -  die Europäische Union, 

Deutschland, die einzelnen Bundesländer, 

Regionen und Kommunen - verschließen. 

Die Politik ist auf allen Gebieten und Ebenen 

gefordert, wenn es um die Suche nach inno-

vativen Strategien geht, wie mit Alterung 

und Abwanderung, Schrumpfung bzw. dem 

weiteren Wachsen von Regionen umgegan-

gen werden kann. 

Da sich die Bevölkerungsentwicklung und 

der Alterungsprozess regional unterschied-

lich darstellen werden, wird sie allerdings 

mit teils sehr unterschiedlichen Herausfor-

derungen konfrontiert . Daher müssen je 

nach Aufgabenwahrnehmung eigene Strate-

gien entwickelt werden. Eine Abstimmung 

und Verzahnung der jeweiligen Strategien, 

ein breiter gesellschaftlicher Dialog sowie 

die Unterstützung und Kooperation auf al-

len Ebenen sind dabei umso notwendiger, 

will man dem demografischen Wandel er-

folgreich begegnen. 

Der Landespolitik kommt damit eine Mitt-

lerrolle zu. EU- und Bundesstrategien sind 

eng und aktiv zu begleiten, das Land selbst 

kann landespolitische Spielräume nutzen 

und mit eigenen Planungen und Maßnah-

men Anpassungs- und Gegensteuerungspro-

zesse einleiten sowie die hessischen Regio-

nen und Kommunen sensibilisieren und in 

ihren Aktivitäten vor Ort fördern und unter-

stützen. 

Hessen und die europäische Ebene 

Gemeinsames Thema der demografischen 

Entwicklung in Europa ist die Alterung der 

Gesellschaften. Große Herausforderungen 

für die Europäische Union sind dabei die 

Entwicklung der Beschäftigung, die Nach-

haltigkeit der Sozialsysteme und die Alters-

versorgung. Nicht umsonst betont die EU-

Strategie für wirtschaftliches Wachstum 

ȵ%ÕÒÏÐÁ ςπςπͼ ÁÕÃÈ ÄÉÅ .ÏÔ×ÅÎÄÉÇËÅÉÔȟ ÄÁÓ 

volle Potential einer alternden und zuneh-

mend vielfältigen Bevölkerung auszuschöp-

fen und die Erwerbsquote zu erhöhen. In 

ihrem Arbeitsprogramm für 2013 bekennt 

sich die EU-Kommission zu dem Ziel, durch 

Mobilisierung der Erwerbsfähigen und ver-

besserte Integrationsfähigkeit der europäi-

schen Märkte die in der EU benötigte Zahl 

der Erwerbstätigen sicherzustellen, und hat 

eine Reihe von Maßnahmen in unterschied-

lichen Fachbereichen angekündigt ɀ so zum 

Beispiel eine stärkere Internationalisierung 

im Hochschulbereich, die Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für die betriebliche 

Altersversorgung und die Verringerung der 

Kosten des Breitbandausbaus. 

Neben den arbeitsmarktpolitischen Aspek-

ten des demografischen Wandels stehen 

auch die Auswirkungen auf die Kommunen 

und Regionen im Fokus. Die EU-

Strukturpolitik hat dabei einen wesentli-

chen Einfluss auf die Frage, mit welcher 

Intensität und in welchen Schwerpunkten in 

den nächsten Jahren Regionalförderung in 

Hessen betrieben werden kann. In der För-

derperiode 2007 ɀ 2013 erhält Hessen im 

2ÁÈÍÅÎ ÄÅÒ 3ÔÒÕËÔÕÒÆÏÎÄÓ ÉÍ :ÉÅÌ ȵ2ÅÇÉÏÎa-

ÌÅ 7ÅÔÔÂÅ×ÅÒÂÓÆßÈÉÇËÅÉÔ ÕÎÄ "ÅÓÃÈßÆÔÉÇÕÎÇȰ 

insgesaÍÔ ςφσ -ÉÏȢ Ό ÁÕÓ ÄÅÎ %ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 

Fonds für die regionale Entwicklung (EFRE) 

ÕÎÄ ρψφ -ÉÏȢ Ό ÁÕÓ ÄÅÍ %ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 3ÏÚi-

alfonds (ESF). Aus dem Europäischen Fonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums 

ɉ%,%2Ɋ ÆÌÉÅħÅÎ ÄÁÒİÂÅÒ ÈÉÎÁÕÓ ςρψ -ÉÏȢ Ό 

nach Hessen. Mit diesen Mitteln werden 

auch zahlreiche Projekte zur Begleitung des 

demografischen Wandels gefördert. 
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Die Modalitäten der Umsetzung des mehr-

jährigen Finanzrahmens für den Gemeinsa-

men Strategischen Rahmenfonds  

2014 - 2020 werden 2013 ausgestaltet. In 

dem neuen Förderzeitraum werden dem 

Land Hessen erneut Mittel aus den genann-

ten Fonds zur Verfügung gestellt werden. 

Allerdings steht zurzeit noch nicht fest, wie 

hoch die Finanzausstattung tatsächlich aus-

fallen wird, da die Verhandlungen hierzu auf 

europäischer und nationaler Ebene noch 

nicht abgeschlossen sind. Die Landesregie-

rung wird die hessischen Interessen dabei 

mit Nachdruck vertreten. 

 

Die Hessische Landesregierung legt seit 

2010 jährlich eine eigene europapolitische 

Strategie vor: Hessens Chancen in Europa 

wahrnehmen . 

Ziel der europapolitischen Strategie ist es, 

aufgrund der gestiegenen Europarelevanz 

aller Politikbereiche ein gemeinsames, ab-

gestimmtes und koordiniertes Vorgehen der 

Hessischen Landesregierung in der Europa-

politik zu erlangen. Die Hessische Landesre-

gierung verfolgt dabei die Absicht, der ge-

stiegenen Integrationsverantwortung des 

Landes gerecht zu werden und die durch 

den Vertrag von Lissabon neu geschaffenen 

Möglichkeiten der Mitgestaltung für die 

Regionen positiv und konstruktiv zu nutzen. 

In der europapolitischen Strategie 2013 hat 

die Hessische Landesregierung der Gestal-

tung des demografischen Wandels im Zuge 

der Europapolitik eine eigene Priorität ein-

geräumt. 
 

Im Dialog mit der EU kann die Hessische 

Landesregierung bei arbeitsmarktpolit i-

schen Aspekten des demografischen Wan-

dels best-practice-Beispiele aufzeigen - vor 

allem bei der Steigerung der Erwerbsbetei-

ligung und der Nutzung des internationalen 

Arbeitsmarktes. Die Hessische Landesregie-

rung hat auf Grundlage des Berichts der 

Fachkräftekommission Hessen ein Gesamt-

konzept zur Fachkräftesicherung Hessens 

aufgesetzt und kann hierbei potenziell Vor-

bild in Europa sein. 

Im Bereich der Alterssicherung ist es ein 

zentrales Ziel, das Bewusstsein für die Fol-

gen der alternden Gesellschaft zu wecken. 

Die Landesregierung wird konkret darauf 

achten, dass z.B. die beabsichtigte EU-

Regulierung zur Übertragbarkeit von Be-

triebsrentenansprüchen die betrieblichen 

Versorgungssysteme hessischer Unterneh-

men nicht gefährdet.  

Es ist zu erwarten, dass in Anbetracht des 

Einflusses europäischer Regelungen auf die 

deutsche Gesetzgebung in Zukunft verstärkt  

die Demografiefestigkeit europäischer Ent-

scheidungen für Hessen geprüft werden 

muss. 

Hessen und die Bundesebene 

Der Bund gestaltet wesentliche Rahmenbe-

dingungen im demografischen Wandel auch 

für die Länder, so in der Ausrichtung der 

Familienpolitik durch familienpolitische 

Förderungen und steuerliche Regelungen, in 

der Ausgestaltung der sozialen Sicherungs-

systeme und der Alterssicherung, der medi-

zinischen Versorgung und Pflege sowie in 

der Festlegung von Modalitäten der Zuwan-

derung und in der Förderung von Arbeits-

marktmaßnahmen. 

Mit dem Demografie-Bericht im Herbst 

2011 und der Demografie-SÔÒÁÔÅÇÉÅ ȵ*ÅÄÅÓ 

!ÌÔÅÒ ÚßÈÌÔȰ ÉÍ !ÐÒÉÌ ςπρς ÈÁÔ ÄÉÅ "ÕÎÄÅÓÒe-

gierung Chancen des demografischen Wan-

dels aufgezeigt und Leitlinien für eine koor-

dinierte Demografie-Politik vorgestellt. 

Durch die darauf folgende breit angelegte 
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Diskussion und Weiterentwicklung in Form 

von thematischen Arbeitsgruppen mit Ver-

tretern von Bund, Ländern, Kommunen und 

weiteren gesellschaftlichen Akteuren 

2012/2013 hat die Bundesregierung die 

Bedeutung des Themas unterstrichen und 

klar gemacht, dass Bund, Länder, Kommu-

nen und die Gesellschaft an einem Strang 

ziehen müssen. Viele der genannten Ziele 

sind nur im Zusammenspiel aller politischen 

Ebenen erreichbar, da sie Maßnahmen bei 

den Menschen vor Ort bedingen. Die ersten 

Ergebnisse der thematischen Arbeitsgrup-

pen wurden auf dem zweiten Demogra-

fiegipfel der Bundesregierung am 14. Mai 

2013 vorgestellt. 

Hessen als wirtschaftsstarker Standort hat 

sich auch hier insbesondere mit dem Thema 

ȵ&ÁÃÈËÒßÆÔÅÓÉÃÈÅÒÕÎÇȰ ÅÉÎÇÅÂÒÁÃÈÔȢ  

Hessen wird gemeinsam mit dem Bund wei-

ter daran arbeiten, die Rahmenbedingungen 

für die aktive Gestaltung des demografi-

schen Wandels zu setzen. Föderalismus er-

möglicht einen Wettbewerb der Ideen. Hes-

sen hat gute Ideen und wird diese verstärkt 

in die nationale Debatte einbringen. 

Hessen und die kommunale Ebene  

Die kommunale Ebene ist unmittelbar von 

den Auswirkungen des demografischen 

Wandels betroffen und trägt die Verantwor-

tung dafür, im Rahmen ihrer Selbstverwal-

tung ihre Orte attraktiv und lebenswert zu 

erhalten. Sie muss die kommunalen Dienste 

den Bedürfnissen der sich veränderten 

Stadt- und Landbevölkerung anpassen und 

die Versorgung ihrer Bürgerinnen und Bür-

ger gewährleisten. Eine schrumpfende Be-

völkerung geht mit einem Rückgang der 

Einnahmen und einem Anstieg der Pro-

Kopf- Kosten einher. Eine älter werdende 

Gesellschaft hat veränderte Bedürfnisse 

gegenüber den bisherigen. Städte und länd-

liche Gemeinden stehen dabei vor ganz un-

terschiedlichen Herausforderungen. 

Die Kommunen sind deshalb der wichtigste 

strategische Partner bei der Gestaltung des 

demografischen Wandels. Die Landespolitik 

unterstützt  die Kommunen in ihren Ent-

wicklungsmöglichkeiten und bei der Bewäl-

tigung ihrer Aufgaben durch gezielte Förde-

rung, die Schaffung eines stabilen Finanz-

rahmens und die Gestaltung geeigneter 

Rahmenbedingungen.  

Die lokale Ebene profitiert dabei von der 

Bereitschaft ihrer Bürgerinnen und Bürger, 

sich einzubringen, neue Ideen zu entwickeln 

und Lösungen zu erproben. Die Teilhabe an 

örtlichen Entscheidungsprozessen fördert 

zudem die Gemeinschaft und stärkt die Ak-

zeptanz. Das vielfältige bürgerschaftliche 

Engagement in Hessen zeigt, wie Menschen 

den Wandel selbst aktiv gestalten. Diese 

Eigeninitiative und Verantwortung für sich 

und andere unterstützt das Land Hessen in 

besonderem Maße, denn die Zukunftsfähig-

keit unseres Landes hängt entscheidend von 

den Bürgerinnen und Bürgern ab. 
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4. HANDLUNGSFELD REGIONALE INFRASTRUKTUR UND 
 REGIONALENTWICKLUNG 

In Hessen verläuft die demografische Ent-

wicklung regional sehr heterogen. Während 

in vielen Teilen Nord- und Mittelhessens 

eine starke Bevölkerungsschrumpfung und 

überproportionale Alterung prognostiziert 

wird, gilt das Rhein-Main Gebiet auch noch 

2050 als Stabilitäts- oder sogar Wachstums-

region. Der seit einigen Jahren zu beobach-

tende Trend zur Re-Urbanisierung führt in 

den wachsenden städtischen Gebieten 

durch die Zuwanderung insbesondere der 

jüngeren Erwerbspersonen zu einer Verjün-

gung im Altersaufbau und mildert damit in 

diesen Regionen die stärkere Alterung der 

Bevölkerung. 

Das Nebeneinander von wachsenden, stag-

nierenden und schrumpfenden Kommunen 

mit ihren unterschiedlichen Entwicklungen 

in den Lebensbedingungen erfordert jeweils 

spezifische, auf die Region oder sogar die 

einzelne Kommune zugeschnittene Lösun-

gen.  

In Städten im Rhein-Main-Gebiet wird sich 

die Politik zukünftig verstärkt der Probleme 

des Wohnraummangels, der Integration von 

Zuwanderern oder sozialer Stadtentwick-

lung annehmen. Kommunen in dünn besie-

delten und strukturschwachen Regionen 

sind eher mit Fragen des Leerstands oder 

den Folgen der rückgehenden Nachfrage 

nach kommunaler Infrastruktur und Diens-

ten konfrontiert . 

Die Gewährleistung gleichwertiger Lebens-

verhältnisse, die Sicherung der Daseinsvor-

sorge in allen Teilen Hessens und der Aus-

gleich zwischen Schrumpfungs- und Wachs-

tumsregionen werden daher eine der gro-

ßen Herausforderungen der nächsten Jahr-

zehnte werden. 

Strukturräume in Hessen  

 

Quelle: Hessisches Wirtschaftsministerium 

Eine schrumpfende Bevölkerung in den 

Kommunen hat negative Effekte für die 

kommunalen Haushalte sowohl auf der 

Ausgaben- wie der Einnahmenseite. Bei 

Rückgang der Nachfrage sinkt die Auslas-

tung bestehender Infrastruktur und beste-

hender Versorgungsangebote, die Kosten 

bleiben jedoch in der Regel aufgrund des 

hohen Fixkostenanteils technischer und 

sozialer Infrastruktur hoch. Daraus resul-

tiert letztendlich eine Erhöhung der Pro-

Kopf-Kosten. Gleichzeitig sinken jedoch die 

Einnahmen, da die Einwohnerzahl eine 

zentrale Einflussgröße für die Finanzaus-

stattung der Kommunen und wesentliches 

Kriterium der kommunalen Ausgleichssys-

teme ist.  

Ordnungsraum 

Verdichtungsraum 
(Bestandteil der Ordnungsräume) 

ländlicher Raum 

großräumige Achsen 
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Zusätzlich ist zu erwarten, dass sich die 

Nachfrage nach Infrastruktur aufgrund der 

sich ändernden Alterszusammensetzung 

wandeln wird und damit Anpassungen in 

der sozialen und technischen Infrastruktur 

vorgenommen werden müssen. So wird 

vermutlich der Bedarf an Gesundheits- und 

Pflegedienstleistungen steigen, die Nachfra-

ge nach schulischen Angeboten und Kinder-

betreuung demgegenüber abnehmen. Auch 

die wechselseitigen Abhängigkeiten in der 

Infrastrukturvorsorge sind dabei nicht zu 

unterschätzen. So wirken sich sinkende 

Schülerzahlen direkt auf die Fahrgastzahlen 

des öffentlichen Nahverkehrs aus. 

Fragen nach der Angemessenheit des 

Grundangebots, der zumutbaren Erreich-

barkeit und den finanziell tragbaren Kosten 

für die Vorhaltung von Infrastruktur wer-

den in den nächsten Jahren eine größere 

Rolle für die Anpassungsstrategien der 

Kommunen spielen. 

In dünn besiedelten Regionen im ländlichen 

Raum besteht zudem die Gefahr der Ab-

wärtsspirale aus Bevölkerungsschrump-

fung, schlechterer Versorgung und sinken-

der Attraktivität.  

Zuwanderung und Erhöhung der Geburten-

zahlen können allerdings nur in begrenztem 

Umfang entgegensteuern. Wenn die Bevöl-

kerung insgesamt zurückgehen wird, kann 

eine auf Wachstum oder Stabilität angelegte 

Strategie nicht in allen Regionen funktionie-

ren. Der Wettbewerb um Einwohner darf 

daher nicht zur lokalen Konkurrenz mit 

Nachbargemeinden oder -regionen führen. 

Ein solcher Weg kann für die Kommunen 

erhebliche Risiken bergen, nämlich dann, 

wenn der Erfolg trotz hoher Investitionen in 

die Attraktivität ausbleibt und am Ende eine 

noch schlechtere Haushaltslage zu Buche 

schlägt. 

Insofern können kleinteilige Betrachtungen 

bei enger werdenden finanziellen Spielräu-

men in stark schrumpfenden und dünn be-

siedelten Räumen kontraproduktive Effekte 

für die Zukunft haben. Zielführender ist da-

her die Unterstützung von regionalen An-

sätzen und gesamtplanerischen Aktivitäten, 

eine Verzahnung von Angebotsstrukturen in 

der Region und die Nutzung von Synergieef-

fekten bei kommunalen Einrichtungen. 

Auch bürgerschaftliches Engagement wird 

zukünftig eine stärkere Rolle spielen. Insbe-

sondere dort, wo Handlungsmöglichkeiten 

und Durchsetzungskraft öffentlicher Akteu-

re aufgrund finanzieller Restriktionen ab-

nehmen, müssen Bürgerinnen und Bürger 

aktiv in die Gestaltung ihres Lebensumfel-

des eingebunden werden. 

Auch in wachsenden Regionen wird die Si-

cherung des Grundangebots wesentliche 

Aufgabe sein, jedoch unter anderen Vorzei-

chen. Bezahlbarer Wohnraum auch für Fa-

milien, Qualitätsentwicklung von Schulen 

bei einem wachsenden Ressourcenbedarf 

z.B. für integrative und soziokulturelle 

Maßnahmen, Mobilität trotz wachsender 

Verkehrsdichte sind nur einige Fragen, mit 

denen sich die Städte des Rhein-Main-

Gebiets in Zukunft immer stärker befassen 

müssen. 
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DIE HESSISCHE LANDESREGIERUNG SETZT DABEI AUF FOLGENDE STRATEGIE: 

ü Unterstützung der hessischen Kommunen und Regionen, um im koordinierten Ha n-

deln aller Akteure eine angemessene Sicherung der Daseinsvorsorge und der sozi a-

len und technischen Infras truktur gewährleisten zu können  

Dazu gehört die Unterstützung bei der Entwicklung von Anpassungsstrategien sowie die 

Förderung einer demografiefesten Infrastruktur, die sich an den künftig zu erwartenden 

Bedarf anpasst und auch Handlungsoptionen wie Dezentralisierung, Zusammenlegung oder 

Schließung, mobile oder temporäre Einrichtungen, Nutzung moderner Technologien oder 

flexible Angebotsformen umfasst. Dazu gehört auch, dass rechtliche Rahmenbedingungen 

kritisch geprüft und gegebenenfalls angepasst werden. 

ü Schaffung und Ausbau von guten Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche En t-

wick lung in den ländlichen Regionen  

Dazu gehört eine gezielte regionale Wirtschaftsförderung und die Stärkung der Innovati-

onskraft in ländlichen Regionen. Dies sichert Arbeitsplätze und damit die Grundlage für ein 

gutes Lebensumfeld, denn eine verlässliche ökonomische Perspektive für die Menschen ist 

die Basis, um die Attraktivität der Region zu erhalten. 

ü Unterstützung von Wachstumsregionen bei  der Bewältigung der Auswirkungen von 

Reurbanisierung und Migration  

Dazu gehören Maßnahmen zur Stadtentwicklung, zum Wohnungsbau sowie zur erfolgrei-

chen Integration. 

ü Gewinnung von Bürgerin nen und Bürgern für den gemeinsamen Prozess, den dem o-

grafischen Wandel und die Zukunft ihres Le bensumfelds aktiv zu gestalten  

Dazu gehört die Beteiligung bei der strategischen Ausrichtung ihrer Kommune oder Region, 

z.B. im Rahmen von Zukunftswerkstätten und Kommunaldialogen. Dazu gehört auch die 

Nutzung der Potentiale bürgerschaftlichen Engagements bei der Aufgabenwahrnehmung ɀ 

und zwar nicht als Ersatz staatlichen Handelns, sondern als Ergänzung und neue Qualität 

im gesellschaftlichen Zusammenleben. Ein lebendiges Miteinander erhöht die Attraktivität 

und Bindung an das angestammte Lebensumfeld. 
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4.1.  UNTERSTÜTZUNG FÜR KOMMUNEN

Wichtige strategische Partner bei der Be-
wältigung der Herausforderungen des de-
mografischen Wandels sind die hessischen 
Kommunen und Regionen. 

Vorrangiges Ziel der Hessischen Landesre-
gierung ist daher die Unterstützung der 

kommunalen Selbstverwaltung in ihren 
Anstrengungen, ihre Kommunen und Regio-
nen zukunftsfähig zu erhalten. Die Maß-
nahmen reichen von Informationsangebo-
ten bis zu gezielten Fördermaßnahmen in 
einzelnen Bereichen.  

 

 

4.1.1. $!3 +/-0%4%.:.%4: ȵ6)4!,% /24% ςπςπȰ 5.$  
$)% 3%26)#%34%,,% ȵ$%-/'2!&)%Ȱ 

Voraussetzung für ein zielgerichtetes Han-

deln ist das Wissen um die zukünftige Ent-

wicklung. Vielfach sind jedoch auf kommu-

naler Seite die Kapazitäten nicht vorhanden, 

um notwendige Kompetenzen und Wissen 

vorhalten zu können. Diese Lücke schließt 

das Land. 

2011 wurde das +ÏÍÐÅÔÅÎÚÎÅÔÚ ȵ6ÉÔÁÌÅ 

/ÒÔÅ ςπςπȰ mit deÒ 3ÅÒÖÉÃÅÓÔÅÌÌÅ ȵ$ÅÍÏÇÒa-

ÆÉÅȰ ÂÅÉ ÄÅr Hessen Agentur errichtet, das 

den Kommunen einen niedrigschwelligen, 

für alle Interessierten offenen und kosten-

freien Zugang zu kommunalen Themen im 

demografischen Wandel bietet. 

Im Kompetenznetz haben sich Partner z.B. 

aus den Bereichen Politik, Verwaltung, Pla-

nung, Städtebau aber auch aus der Wissen-

schaft zusammengeschlossen. Das Kompe-

tenznetz stellt sicher, dass sich alle Ebenen 

und Akteure miteinander vernetzen, vonei-

nander lernen und Erfahrungen austau-

schen. 

Die 3ÅÒÖÉÃÅÓÔÅÌÌÅ ȵ$ÅÍÏÇÒÁÆÉÅȰ ist eine 

Service- und Kommunikationsplattform, die 

die vorhandenen Informationen, Förder-

möglichkeiten, Projektbeispiele, Weiterbil-

dungsangebote, Handreichungen und Hilfe-

stellungen sowie Links zum Thema demo-

grafischer Wandel bündelt und leicht zu-

gänglich macht. Zentrales Instrument der 

Informationsvermittlung ist die Webseite 

www.hessen-nachhaltig.de/web/vitale-orte-

2020. 

Hier wird auch die Gemeindedatenbank 

ȵ$ÅÍÏÇÒÁÆÉÓÃÈÅÒ 7ÁÎÄÅÌȰ bereitgestellt, 

in der für alle hessischen Gemeinden umfas-

sende Daten und Indikatoren zum demogra-

fischen Wandel eingesehen und abgerufen 

werden können. Grundlage ist eine alters-

gruppenbezogene Bevölkerungsvoraus-

schätzung als Status-quo-Fortschreibung 

der Vergangenheitsentwicklung. Diese baut 

auf den bereits vorliegenden Vorausschät-

zungen für die Regierungsbezirke und Krei-

se auf. Darüber hinaus werden weitere zur 

Beurteilung der demografischen Entwick-

lung relevante oder damit verbundene sta-

tistische Daten tabellarisch bzw. als Grafik 

in die Darstellung integriert (z.B. Beschäfti-

gung, Arbeitslosigkeit, Pendler, Wohnungen, 

Tourismus). Diese Datenbank ist die Grund-

lage für gemeindliche Strategien zur Bewäl-

tigung der Herausforderungen des demo-

grafischen Wandels. 

Zusätzlich veranstaltet die Servicestelle 

Demografie Praxisforen , in denen sich die 

Kommunen über einzelne Problemstellun-

http://www.hessen-nachhaltig.de/web/vitale-orte-2020
http://www.hessen-nachhaltig.de/web/vitale-orte-2020


 

18 

 

gen und mögliche Lösungswege informieren 

und vernetzen können. Seit März 2011 wur-

den bereits vier Praxisforen zu den Organi-

sationsformen für Projekte, zur Nahversor-

gung, zur Ärztlichen Versorgung auf dem 

,ÁÎÄ ÕÎÄ ÚÕÍ 4ÈÅÍÁ ȵ)ÎÎÅÎÅÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇȟ 

7ÉÅÄÅÒÎÕÔÚÕÎÇȟ 6ÉÔÁÌÅ /ÒÔÅȰ ÄÕÒÃÈÇÅÆİÈÒÔȢ 

Das aktuellste Praxisforum am 29. April 

2013 in Hünfeld beschäftigte sich mit Fra-

gen der Abwasserentsorgung im ländlichen 

Raum.  

 

4.1.2. FÖRDERUNG DER INTEGRIERTEN LÄNDLICHEN ENTWICKLUNG 

Ländliche Entwicklung ist in erster Linie 

eine eigene Gestaltungsaufgabe der ländli-

chen Regionen, Städte und Dörfer.  Das Land 

Hessen leistet Hilfe zur Selbsthilfe, indem es 

die Erarbeitung und Umsetzung von örtli-

chen und regionalen integrierten Entwick-

lungskonzepten fördert und unterstützt. Mit 

dem Programm und den Richtlinien zur 

Förderung der ländlichen Entwicklung ist es 

gelungen, bisher getrennte Förderrichtli-

nien in einer Dachrichtlinie zu vereinigen, 

die Programme inhaltlich stärker miteinan-

der zu vernetzen und damit die Vorausset-

zungen für eine Förderung der integrierten 

ländlichen Entwicklung zu schaffen. Mit 

dieser Dachrichtlinie wird zentral der Ein-

satz von Fördermitteln aus acht verschiede-

nen Finanzlinien der EU, des Bundes und 

des hessischen Landeshaushalts geregelt.  

Zudem gibt es auch neue Fördermöglichkei-

ten für Flächenmanagement und Erschlie-

ßungsmaßnahmen in den Ortskernen, die 

die Attraktivität der Orte als Wohnstandorte 

erhöhen. Dazu gehört auch ein neues För-

derangebot für private Träger, die in den 

Kerngebieten der Dörfer neu bauen. Damit 

soll ein strukturpolitischer Impuls gegeben 

werden, der vor dem Hintergrund möglicher 

Schrumpfungsprozesse in den Dörfern ge-

sehen werden muss. Aber auch durch die 

Förderung der Entwicklung von mehr wirt-

schaftlicher Kompetenz und mehr Wert-

schöpfung, durch Steigerung der allgemei-

nen Lebensqualität sowie durch Bewahrung 

des kulturellen Erbes und der regionalen 

Identitäten wird ein Beitrag zum Thema 

demografischer Wandel geleistet.  

Programm und Richtlinien zur Förderung 

der ländlichen Entwicklung in Hessen wur-

den auf den Entwicklungsplan für den länd-

lichen Raum des Landes Hessen für den 

Zeitraum 2007 ɀ 2013 (EPLR Hessen) abge-

stimmt. 

Für den Zeitraum 2014 - 2020 sind die 

Rahmenbedingungen der EU-Förderung und 

der Förderung Gemeinschaftsaufgabe Bund-

Länder in der Abstimmung. Auch in der 

neuen Förderperiode will  das Land Hessen 

den eingeschlagenen Weg fortsetzen. 

Schwerpunkt LEADER des EPLR 

Im Rahmen der Ländlichen Regionalent-

wicklung erfolgt eine Förderung der Umset-

zung regionaler Entwicklungsstrategien 

durch ausgewählte Regionen. 

Das Umweltministerium hat dazu Anfang 

des Jahres 2008 als Ergebnis eines Wettbe-

werbes auf der Grundlage des Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raumes (ELER) 20 Lokale 

Aktionsgruppen als LEADER-Fördergebiete 

für die ländliche Entwicklung anerkannt. In 

diesem Zusammenhang wurden 5 weitere 

Fördergebiete, sogenannte HELER-

Fördergebiete, ausgewiesen. Dabei konnten 

die teilnehmenden Akteure im ländlichen 
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Raum durch großes Engagement und fachli-

che Kompetenz bei der Ausarbeitung regi-

onsspezifischer Strategien überzeugen. 

In verschiedenen Handlungsfeldern geht es 

um die Steigerung der regionalen Wert-

schöpfung, Diversifizierung land- und 

forstwirtschaftlicher Betriebe, Erhaltung 

und Neugründung von Kleinbetrieben, Ver-

besserungen beim Landtourismus im Aktiv-

urlaubssegment, Erhaltung einer Grundver-

sorgung mit Waren und Dienstleistungen 

sowie um Investitionen in kulturelle Ein-

richtungen. Das Land unterstützt die Aktivi-

täten der Regionen zur Realisierung ihrer 

regionalen Entwicklungsstrategien konkret 

mit folgenden Förderangeboten: 

¶ Dienstleistungen für regionale Kooperati-

onen zur Entwicklung ländlicher Gebiete 

¶ Regionale Wertschöpfung und Lebensqua-

lität  

¶ Landtourismus 

¶ Energetische und stoffliche Nutzung von 

Bio-Rohstoffen aus der Land- und Forst-

wirtschaft  

Darüber hinaus unterstützen die LEADER- 

und HELER-Gruppen vielfältige Netzwerk-

bildungen und generieren Vorhaben, die 

über andere Förderprogramme, z.B. des 

sozialen Sektors, gefördert werden können. 

Die Projekte müssen auch unter Berücksich-

tigung des demografischen Wandels nach-

haltig angelegt sein. Während den Lokalen 

Aktionsgruppen ein festes Planungsbudget 

zugesichert ist, erhalten die 5 HELER-

Gruppen eine Förderung guter Einzelprojek-

te. Dreh- und Angelpunkt ist ein eigenstän-

diges Regionalmanagement, dessen Einrich-

tung bei den Lokalen Aktionsgruppen über 

vier Jahre gefördert wird. 

 

 

Schwerpunkt Dorfe ntwicklung  

Vor dem Hintergrund des demografischen 

Wandels hat Hessen das Dorfentwicklungs-

programm neu ausgerichtet und die ge-

samtkommunale Ebene stärker in den Blick 

genommen. Seit 2012 stellt die Erarbeitung 

eines integrierten kommunalen Entwick-

lungskonzepts als Grundlage der Förderung 

im Rahmen der Dorfentwicklung den ersten 

Schritt der Dorfentwicklung dar. Ein solches 

Konzept wurde 2011 mit der Stadt Schotten 

modellhaft entwickelt. Dabei wurde insbe-

sondere auf die Einbeziehung der Fragen 

der Sicherung öffentlicher Daseinsvorsorge 
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und der Gestaltung zukunftsfähiger Angebo-

te Wert gelegt. Zudem wird die Bürgermit-

wirkung als erklärtes Programmziel weiter 

gestärkt. 

Die Förderung der Innenentwicklung ist 

zentraler Bestandteil der Dorfentwicklung. 

In den Orts- und Stadtkernen der ländlich 

geprägten Kommunen sollen zentrale Funk-

tionen gestärkt und Wohn- und Lebensqua-

lität geschaffen und erhalten werden. 

Mit der Betrachtung der gesamtkommuna-

len Ebene geht auch eine Erweiterung des 

Themenspektrums einher. Dies eröffnet den 

Kommunen die Möglichkeit, das Entwick-

lungskonzept in verschiedenen Bereichen 

einzusetzen. 

MORO-Aktionsprogramm zur regionale n 

Daseinsvorsorge  

Zentrale Akteure bei der Sicherung der Da-

seinsvorsorge sind über die Kommunen 

hinaus die Kreise und Regionen. Im Jahr 

2011 hat das Bundesministerium für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung einen bun-

desweiten Teilnahmewettbewerb im Rah-

men ÄÅÓ ȵ!ËÔÉÏÎÓÐÒÏÇÒÁÍÍ ÒÅÇÉÏÎÁÌÅ $a-

ÓÅÉÎÓÖÏÒÓÏÒÇÅȰ für Modellvorhaben der-

Raumordnung (MORO) ausgeschrieben. 14 

hessische Regionen haben an dem Wettbe-

werb teilgenommen; dies zeigt die hohe 

Sensibilität in den Regionen für diese The-

matik. Der Landkreis Hersfeld-Rotenburg, 

der Vogelsbergkreis und die Region  

SPESSARTregional (östlicher Teil des Main-

Kinzig-Kreises) wurden als Modellregionen 

in das Aktionsprogramm des Bundes aufge-

nommen und erarbeiten zu den in den Regi-

onen drängenden Themen der Daseinsvor-

sorge - wie Kindergärten, Schulen, Ver-

kehrsangebot, Ver- und Entsorgung - unter 

breiter Öffentlichkeitsbeteiligung eine fach-

übergreifende Regionalstrategie Daseins-

vorsorge. Das Land Hessen begleitet die 

Regionen unter Einbindung der bei der Hes-

sen Agentur eingerichteten Servicestelle 

Demografie bei diesem Prozess und wird in 

der 2. Umsetzungsphase 2013 - 2015 ge-

meinsam mit dem Bund innovative Pilotpro-

jekte der Regionen finanzieren. Die Erfah-

rungen der Modellregionen, insbesondere 

die im Rahmen des Modellprojektes zu ent-

wickelnden fachübergreifenden Strategien 

und Maßnahmen zur Anpassung der Infra-

strukturen werden durch Erfahrungsaus-

tausche zu ausgewählten Themen, Informa-

tionen zu erfolgreichen Projektbeispielen 

allen Kommunen, Kreisen und Regionen für 

den notwendigen Dialog zur Sicherung der 

Daseinsvorsorge zugänglich gemacht.

 

4.1.3. KOMMUNALE FINANZEN 

Eine Voraussetzung für die Bewältigung der 

zukünftigen Anforderungen ist die  finanzi-

elle Handlungsfähigkeit der Kommunen. Die 

Hessische Landesregierung hat dazu die 

Anpassung des Kommunalen Finanzaus-

gleichs auf den Weg gebracht und darüber 

hinaus zusätzliche Angebote zur Entlastung 

der kommunalen Haushalte bereitgestellt. 

Neustrukturierung des Kommunalen 

Finanzausgleichs  

Die Verteilungsgrundlage des kommunalen 

Finanzausgleichs basiert bisher in erster 

Linie auf der Einwohnerzahl. Ein Bevölke-

rungsrückgang kann so in den Kommunen 

direkt zu geringeren Einnahmen führen. Die 

Hessische Landesregierung hat in dem neu-
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en Finanzausgleichgesetz, das sich im Ge-

setzgebungsverfahren im Landtag befindet, 

sichergestellt, dass die Auswirkungen der zu 

erwartenden demografischen Veränderun-

gen künftig angemessen im Kommunalen 

Finanzausgleich berücksichtigt werden. 

Zu diesem Zweck wird die Übergangsfrist 

zur Anwendung der Hauptansatzstaffel für 

Gemeinden mit schrumpfenden Einwohner-

zahlen verlängert und ein Ergänzungsansatz 

für den Bevölkerungsrückgang als Demo-

grafiefaktor eingeführt. Dadurch können 

gerade die Kommunen im ländlichen Raum, 

die übermäßig von Einwohnerrückgang 

betroffen sein werden, besser auf künftige 

Entwicklungen reagieren. 

Zusätzlich wird zur Aufrechterhaltung der 

ländlichen Infrastruktur in der Fläche eine 

pauschale Investitionsförderung von 20 

-ÉÏȢ Ό ÅÉÎÇÅÒÉÃÈÔÅÔȟ ÄÉÅ ÁÕÓÓÃÈÌÉÅħÌÉÃÈ Æi-

nanzschwachen ländlichen Kommunen zu 

Gute kommen soll. Dadurch wird auch der 

steigenden Pro-Kopf-Ausgabenbelastung bei 

sinkenden Einwohnerzahlen Rechnung ge-

tragen. 

Darüber hinaus bedürfen gerade Mittelzen-

tren im ländlichen Raum einer besonderen 

Förderung, da sie ihre zentralörtliche Funk-

tion für relativ größere Einzugsgebiete als 

Mittelzentren im Verdichtungsraum erfül-

len. Die zusätzliche Stärkung der bisher 

durch die Hauptansatzstaffel benachteilig-

ten Mittelzentren im ländlichen Raum er-

folgt durch eine pauschale Investitionsför-

derÕÎÇ ÉÎ (ĘÈÅ ÖÏÎ υ -ÉÏȢ ΌȢ 

Kommunaler Schutzschirm  

Mit dem Kommunalen Schutzschirm eröff-

net die Hessische Landesregierung aktuell 

besonders konsolidierungsbedürftigen 

Kommunen, Städten und Landkreisen eine 

Perspektive, den Haushaltsausgleich spätes-

tens bis 2020 zu erreichen. 100 Kommunen 

erhalten mit diesem bundesweit einmaligen 

Programm vom Land Hessen eine Hilfe zur 

Schuldentilgung von bis zu 2,ψ -ÒÄȢ Ό ÕÎÄ 

eine ZinsverbilliÇÕÎÇ ÖÏÎ ÃÁȢ τππ -ÉÏȢ ΌȢ )Í 

Gegenzug haben sie sich zur Aufstellung und 

Umsetzung eines tragfähigen Konsolidie-

rungskonzeptes mit dem Ziel eines zeitna-

hen Haushaltsausgleichs verpflichtet. 

Förderung der Interkommunalen  

Zusammenarbeit  

Die Kooperation zwischen den Kommunen 

kann dazu beitragen, die Auswirkungen des 

demografischen Wandels abzufedern, kom-

munale Haushalte zu entlasten und die 

kommunale Handlungsfähigkeit zu stärken. 

Die Bedeutung der gegenseitigen Verflech-

tungen und Abhängigkeiten zwischen den 

kommunalen Gebietskörperschaften wird 

durch die Veränderung der Bevölkerungs-

zahlen zunehmen. In vielen Kommunen im 

ländlichen Raum gehen aufgrund sinkender 

Einwohnerzahlen die Fallzahlen zurück, die 

Pro-Kopf-Ausgaben für Verwaltungsdienst-

leistungen werden höher und die Personal-

rekrutierung wird schwieriger.  

Die Landesregierung fördert bereits seit 

2004 mit finanziellen Zuweisungen an die 

Kommunen die Intensivierung der inter-

kommunalen Zusammenarbeit. Die neue 

Rahmenvereinbarung zur Förderung der 

Interkommunalen Zusammenarbeit wird 

seit dem Jahr 2011 unter erweiterten Aner-

kennungsvoraussetzungen fortgeführt. Seit-

dem sind alle hessischen Kommunen Adres-

saten des Förderprogramms.  

Die Interkommunale Zusammenarbeit er-

möglicht den Kommunen, Verwaltungsbe-

reiche (z.B. Bauhöfe) auf Kommunen zu 

übertragen, die aufgrund ihrer Größe in der 
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Lage sind, Aufgaben der Nachbarkommune 

effizient mit zu erledigen.  

Insbesondere kleinere Kommunen werden 

durch die Zusammenarbeit entlastet und 

können sich auf ihre Kernaufgaben konzent-

rieren. Die Rahmenvereinbarung wirkt auch 

ÄÅÍ ĘÒÔÌÉÃÈÅÎ ȵ+ÉÒÃÈÔÕÒÍÄÅÎËÅÎȰ ÅÎÔÇÅÇÅÎȢ 

Die Förderung von vorbildhaften Koopera-

tionen ist notwendig, um diese Widerstände 

zu entkräften. 

Seit Beginn der Förderung im Jahr 2004 

wurden über 83 vorbildhafte Kooperationen 

(mit einer Beteiligung von nahezu 400 

Kommunen) mit insgesamt über 5,5 Mio. Ό 

finanziell unterstützt .  

Mit mehreren Kommunalkongressen zur 

Förderung der Interkommunalen Zusam-

menarbeit hat die Landesregierung ab 2007 

in Kooperation mit den kommunalen Spit-

zenverbänden allen kommunalen Entschei-

dungsträgern ein Forum für Information, 

Erfahrungsaustausch und Diskussion ange-

boten, das die Möglichkeiten der interkom-

munalen Zusammenarbeit insbesondere 

anhand von guten, übertragbaren und pra-

xisbewährten Beispielen aufzeigte. 

Seit 2009 besteht ein gemeinsam mit den 

kommunalen Spitzenverbänden gegründe-

tes Kompetenzzentrum für Interkommunale 

Zusammenarbeit. Dies hat u.a. zur Aufgabe, 

die kommunalen Entscheidungsträger in 

allen Fragen der Interkommunalen Zusam-

menarbeit zu beraten und federführend 

Kommunalkongresse zu sämtlichen aktuel-

len Themen der Interkommunalen Zusam-

menarbeit zu organisieren. Im Mai 2012 und 

September 2012 fanden mit großer Beteili-

gung zuletzt Kommunalkongresse zu den 

Auswirkungen des demografischen Wandels 

in Bezug auf die Wasser- und Abwasser-

wirtschaft und u.a. zur ärztlichen Versor-

gung auf dem Land statt.  

Das eigene Förderprogramm zur Verstär-

kung der interkommunalen Zusammenar-

beit und das Kompetenzzentrum existieren 

in dieser Form ausschließlich im Land Hes-

sen. 

 

4.1.4. IM BLICK: AUSGEWÄHLTE ASPEKTE DER REGIONALEN DASEINSVORSORGE

Ärztliche Versorgung im ländlichen 

Raum 

Hessen verfügt insgesamt über eine gute 

ärztliche Versorgung sowohl im stationären 

wie auch im ambulanten Sektor. Durch die 

demografische Entwicklung werden sich die  

bestehenden Versorgungsstrukturen jedoch 

mittel - bis langfristig verändern ɀ insbeson-

dere in ländlichen Regionen. 

Zum einen werden sich die Anforderungen 

an das Gesundheitswesen durch die älter 

werdende Gesellschaft wandeln. Erfah-

rungsgemäß sind die über 65-jährigen die 

Patientengruppe mit der höchsten Kontakt-

zahl in der hausärztlichen Versorgung. 

Gleichzeitig ist zu erwarten, dass die Unter-

stützung in der Betreuung durch den Fami-

lienverband aufgrund der Anzahl steigender 

Single-Haushalte zurückgehen wird. Zum 

anderen ist in den nächsten 10 Jahren mit 

einer steigenden Anzahl an Praxisrückgaben 

aus Altersgründen zu rechnen. In ländlichen 

Gebieten wird eine Nachfolge immer 

schwieriger, weil dort  das Interesse der 

jungen Ärztinnen und Ärzte an einer Praxis-

niederlassung zurückgeht. 



 

23 

 

Das Hessische Sozialministerium arbeitet 

gemeinsam mit der Kassenärztlichen Verei-

nigung Hessen, den hessischen Krankenkas-

sen sowie allen wesentlichen Akteuren des 

Gesundheitswesens daran, Instrumente 

bereitzustellen, die Gestaltungsmöglichkei-

ten eröffnen, um dem drohenden Ärzteman-

gel entgegenzuwirken. Im 2011 unterzeich-

ÎÅÔÅÎ ȵ(ÅÓÓÉÓÃÈÅÎ 0ÁËÔ ÚÕÒ 3ÉÃÈÅÒÓÔÅÌÌÕÎÇ 

der gesundheitlichen Versorgung 2012-

2014Ȱ ÉÓÔ ÄÁÚÕ ÓÃÈÏÎ ÅÉÎ ÕÍÆÁÎÇÒÅÉÃÈÅÓ 

Maßnahmenbündel vereinbart, das folgende 

wesentliche Punkte beinhaltet: 

¶ Bei der Ausbildung von Ärztinnen und 

Ärzten soll zukünftig die Allgemeinmedi-

zin gestärkt werden, um Studierende ver-

mehrt für eine Tätigkeit in der hausärztli-

chen Versorgung zu motivieren. Zudem 

soll der ambulante Versorgungsbereich 

stärker als bisher in die ärztliche Ausbil-

dung einbezogen werden. Ferner werden 

die Kassenärztliche Vereinigung Hessen 

eine Koordinierungsstelle und die Univer-

sitäten Frankfurt und Marburg jeweils ein 

ȵ+ÏÍÐÅÔÅÎÚÚÅÎÔÒÕÍ !ÌÌÇÅÍÅÉÎÍedizin" 

einrichten. Das Land Hessen fördert den 

Aufbau der beiden Kompetenzzentren mit 

jährlich insgesamt 150.000 Ό.  

¶ Zum Abbau von Zugangshürden und von 

etwaigen Vorurteilen gegenüber einer 

hausärztlichen Tätigkeit wird ein zentra-

les webbasiertes Informationsangebot für 

angehende Hausärztinnen und Hausärzte 

in Hessen geschaffen. Zur besseren Dar-

stellung sämtlicher Förder- und Unter-

stützungsmaßnahmen wird das Land Hes-

sen die bestehenden Informationsangebo-

te auf einer eigenen Internetseite bündeln 

und mit vorhandenen Internetseiten ver-

netzen.  

¶ Neben der Aus- und Weiterbildung sieht 

der Pakt ebenfalls Maßnahmen zur Förde-

rung der Ansiedlung von Ärztinnen und 

Ärzten in Gebieten mit regionalem Ver-

sorgungsbedarf vor.  

¶ Einen weiteren Schwerpunkt stellt die 

Förderung und Stärkung ehrenamtlicher 

Pendel- und Begleitdienste dar. Gemein-

sam mit den kommunalen Spitzenverbän-

den hat sich das Land Hessen darauf ver-

ständigt, Qualifizierungsmaßnahmen für 

Personen anzubieten, die einen Mobili-

tätsdienst gründen und aufbauen wollen. 

Zudem sollen die Mobilitätsdienste durch 

die Kommunen in Abstimmung mit der 

Ärzteschaft Hilfestellung bei der Termin-

vergabe und Einteilung der verfügbaren 

Fahrer erhalten. 

¶ Aufgrund der demografischen Entwick-

lung und des sich ändernden Berufsver-

ständnisses bei den jungen Medizineri n-

nen und Medizinern wird die Bildung von 

regionalen Gesundheitsnetzen notwendig 

werden, die den Bedürfnissen des Ärz-

tenachwuchses eher entsprechen und die 

Sicherstellung einer wohnortnahen ge-

sundheitlichen Versorgung auf hohem Ni-

veau garantieren. Daher fördert die Lan-

desregierung solche regionalen Gesund-

heitsnetze durch Beratungsdienstleistun-

gen der beim Sozialministerium angesie-

delten Servicestelle sowie durch ein neues 

Förderprogramm. 

Wasserversorgung und Abwasserentso r-

gung im ländlichen Raum  

Nimmt in einer Region die Bevölkerung 

stark ab, reduzieren sich auch die Abwas-

sermengen und die Anlagen werden gerin-

ger ausgelastet. Bei Trinkwasserleitungen 

besteht die Gefahr der Verkeimung, denn 

diese müssen aus hygienischen Gründen 

einen gewissen Mindestdurchfluss haben.  

Bei sinkenden Einwohnerzahlen müssen 

also möglicherweise bestehende Wasser-

versorgungsleitungen verkleinert werden. 

Wenn die vorhandenen Leitungen noch 
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nicht zur Erneuerung anstehen, kann dies 

erhebliche zusätzliche Investitionen erfor-

dern. Diese Mehrkosten müssen dann noch 

dazu von einer kleiner werdenden Bevölke-

rung getragen werden. 

Trinkwasserversorgung und Abwasserent-

sorgung sind bei einem Fixkostenanteil von 

80% somit ein sehr plastisches Beispiel da-

für, dass als Konsequenz demografischer 

Veränderungen höhere Kosten für die Ein-

wohner entstehen können. Städte und Ge-

meinden sollten daher die technischen und 

organisatorischen Optimierungsmöglichkei-

ten ausschöpfen und insbesondere bei Sa-

nierungsbedarf der Anlagen über die Zu-

kunftsfähigkeit der Netze und Anlagen 

nachdenken. Dabei darf allerdings der Ge-

wässerschutz nicht außer Acht gelassen 

werden.  

Um gegebenenfalls neue Wege zu beschrei-

ten, müssen jedoch die technischen Mög-

lichkeiten und Handlungsoptionen in den 

Gemeinden bekannt sein. Mit einem Praxis-

forum hat die Hessische Landesregierung in 

einem ersten Schritt erstmals 2013 den 

Städten und Kommunen anhand von erfolg-

reichen Beispielen Handlungsoptionen und 

neue Ansätze aufgezeigt. Diese Beratung soll 

in Zukunft ausgebaut werden. In einem vom 

Land und der Gemeinde Lautertal gemein-

sam durchgeführten Pilotprojekt werden 

am Beispiel von zwei Ortsteilen mögliche 

Alternativen zur jetzigen Abwasserentsor-

gung untersucht. Basierend auf den Unter-

suchungsergebnissen soll ein Leitfaden er-

arbeitet werden, der allen hessischen Kom-

munen als greifbare, praxisnahe Hilfestel-

lung zur Umsetzung effizienter und umwelt-

schonender Abwasserversorgung im ländli-

chen Raum dienen kann. 

Wohnortnahes, qualitat iv hochwertiges 

Bildungsan gebot 

Ein Blick in die Statistik zeigt: Die Zahl der 

Schüler und Schülerinnen ist in den letzten 

Jahren kontinuierlich gesunken. Dieser 

Trend wird sich in den nächsten Jahren wei-

ter verstärken und Auswirkungen auf die 

Planungen des zukünftigen Personal- und 

Infrastrukturbedarfs haben. 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (HSL), 2013 2 

                                                             
2 Bei den prognostizierten Daten der einzelnen Schulformen für die Jahre 2015-2025 ist zu berücksichtigen, dass die Mittelstufen-
ÓÃÈÕÌÅ ÅÉÎ ÎÏÃÈ ȵÊÕÎÇÅÓȰ !ÎÇÅÂÏÔ ÄÁÒÓÔÅÌÌÔȟ ÄÁÓ ÓÉÃÈ ÎÏÃÈ ÉÍ !ÕÆÂÁÕ ÂÅÆÉÎÄÅÔȢ :ÕÄÅÍ kann durch die Inklusion die Anzahl der Schüle-
rinnen und Schüler in Förderschulen weiter sinken als aufgrund der demografischen Entwicklung prognostiziert. 






























































































































